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zielle Erklärung in der BRD, man wolle „gegen Radikale 
im öffentlichen Dienst“ Vorgehen, verfolgt ausschließlich 
das Ziel, Kommunisten und andere Demokraten mit Neo
faschisten gleichzusetzen und damit öffentlich zu diskredi
tieren. Abgesehen davon, daß diese Gleichsetzung unhalt
bar ist, wird in Wirklichkeit auch nur gegen progressive 
Kräfte vorgegangen.

So führt z. B. die Disziplinarkammer beim Verwal
tungsgericht Karlsruhe im Urteil vom 12. August 1977 
— DS 20/76 —31 aus: „Zwar spricht die Tatsache, daß ein 
Beamter eine verfassungsfeindliche Partei für verfassungs
mäßig hält, nicht für, sondern gegen den Beamten. Dies 
kann aber ... nicht gelten, wenn es sich um die NPD han
delt. Der genannte Grundsatz wurde bei linksradikalen 
Parteien entwickelt.“ Deren Verfassungsfeindlichkeit, so 
heißt es weiter, sei gerichtsnotorisch.

Noch deutlicher wird die Stoßrichtung in der Rechtspre
chung des Verwaltungsgerichtshofs von Baden-Württem
berg. Unter ausdrücklicher Berufung auf den o. g. Beschluß 
des Bundesverfassungsgerichts vom 22. Mai 1975 stellt er 
in seiner Entscheidung vom 29. Juni 1976 — IV 911/74 —32 
fest, daß die DKP eine Partei mit „verfassungsfeindlicher 
Zielsetzung“ sei, und verbindet damit die Konsequenz, daß 
allein die „Mitgliedschaft in der DKP die Ablehnung der 
Einstellung“ zur Folge haben müsse. In seinem Urteil vom
7. Mai 1977 — IV 211/77 —33 bestätigt der Verwaltungsge
richtshof diese Aussage, indem er den Eintritt sowie die 
Mitgliedschaft in der DKP als „Dienstvergehen“ bezeichnet, 
das „ein förmliches Disziplinarverfahren mit dem Ziel der 
Entfernung aus dem öffentlichen Dienst“ nach sich ziehen 
könne.

Das gleiche Gericht lehnt jedoch in einem Urteil vom
14. Februar 1978 — IV 539/77 —34 Berufsverbote für NPD- 
Mitglieder ab: Es sei „nicht erwiesen, daß die NPD ver
fassungsfeindliche Ziele im Sinne der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts verfolgt ... Allein die Mitglied
schaft in der NPD ist nicht geeignet, die Verfassungstreue 
eines Beamtenbewerbers in Frage zu stellen“. Den Tat
sachen zuwider behauptet der Verwaltungsgerichtshof, daß 
von dieser neofaschistischen Partei „keine Gefahr für die 
Grundordnung der BRD“ ausgehe und daß insbesondere 
im Rassismus, im Revanchismus und im Antisemitismus 
„keine durchschlagenden Merkmale einer verfassungswid
rigen Zielsetzung der NPD“ zu erblicken seien.

Schließlich bestätigt der Verwaltungsgerichtshof von 
Baden-Württemberg die Demagogie der offiziellen Erklä
rung, daß die Berufsverbote zum Schutze gegen „Radikale 
im öffentlichen Dienst“ bestimmt seien. In seinem Urteil 
vom 29. Oktober 1975 — 2 BVE 1/75 —35 hebt er ausdrücklich 
hervor, daß gegen Mitglieder und Anhänger der NPD 
„keine rechtlichen Sanktionen für parteioffizielle, erlaubte 
Tätigkeiten“ verhängt werden können, solange nicht das 
Bundesverfassungsgericht die Verfassungswidrigkeit der 
Partei rechtskräftig festgestellt hat.

Diese Urteile zeigen, daß die Gerichte in der BRD die 
Umtriebe neofaschistischer Kräfte nicht bloß tolerieren, 
sondern diese Kräfte hinsichtlich der Positionen, die sie 
im öffentlichen Dienst einnehmen oder einzunehmen ge
denken, sogar offen begünstigen.

*

Der politische Kampf für die ersatzlose Aufhebung der 
Berufsverbote gegenüber den demokratischen Kräften in 
der BRD ist heute notwendiger denn je. Er ist zugleich ein 
Kampf gegen eine reaktionäre Rechtslehre und gegen eine 
sich immer mehr ausbreitende Gesinnungsjustiz sowie für 
die Einhaltung demokratischer Verfassungsgrundsätze. Die 
Ausgangspositionen dafür haben sich dank einer stärker 
gewordenen demokratischen Bewegung und auch dank der 
internationalen Solidarität zweifellos verbessert.
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Mit dieser Broschüre informieren die Autoren, zwei leitende Mitarbeiter 
der Hauptverwaltung der Staatlichen Versicherung der DDR, über die wich
tigsten Versicherungsformen: die Sach-, die Haftpflicht- und Personenver
sicherung. (Nicht berührt werden Fragen der Sozialversicherung; vgl. hierzu 
die Hefte 14 und 17 dieser Schriftenreihe.)

Im Abschnitt .Personenversicherungen" werden Versicherungsschutz und 
Leistungen bei der Lebensversicherung, der Kombinierten Personenversiche
rung für Berufstätige, der Kombinierten Kinderversicherung und Kinder- 
Unfallversicherung, der Kombinierten Unfall- und Krankentagegeldver
sicherung sowie der Freiwilligen Zusatzrentenversicherung behandelt.

Aus dem Abschnitt .Sachversicherungen" sind die ausführlichen Dar
legungen zur Haushaltversicherung hervorzuheben, insbesondere zu den 
einzelnen Ereignissen, bei deren Eintritt Versicherungsschutz besteht. Wis
senswertes vermittelt auch der Abschnitt über die Kraftfahr-Haftpflicht- 
Versicherung (einschließlich Versicherung bei Auslandsfahrten): Es wird 
u. a. geklärt, für welche Schäden kein Ersatz geleistet wird und wann 
Regreß beim Schadensverursacher erfolgt.

Weitere Abschnitte beschäftigen sich mit den zivilrechtlichen Bestimmun
gen, die bei Haftpflichtansprüchen zu beachten sind, sowie mit den Rech
ten und Pflichten, die sich aus allen Versicherungsverträgen ergeben. Zahl
reiche Tarifbeispiele veranschaulichen die Darlegungen.


